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Beschluss-Nr.: Bh-30-350/23

Beratungsfolge Version Sitzung Anw. Dafür Dag. Enth. Beschlossen

Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung Borkheide beschließt im Rahmen der Behördenbeteiligung im
Genehmigungsverfahren nach BlmSchG - Antrag der Firma JUWI GmbH vom 15.06.2023
auf Errichtung und Betrieb von 8 WKA in 14547 Beelitz, Gemarkung Reesdorf die
anliegende Stellungnahme. 

Unterschrift / Datum:

Vorsitzender der GV

Begründung

Die Firma JUWI GmbH beabsichtigt mit Antrag vom 15.06.2023 die Errichtung und den
Betrieb von acht Windkraftanlagen (Typ Vestas V162-7.2 MW) in 14547 Beelitz OT
Reesdorf, Gemarkung Reesdorf. Die geplanten Windkraftanlagen besitzen eine Leistung
von 7,2 MW bei einer Nabenhöhe von 169 m, einem Rotordurchmesser von 162 m und
einer Gesamthöhe von 250 m.

Mit Genehmigungsbescheid Nr. 60.067.00/12/0106.2/RW vom 16.03.2016 hat die Firma
JUWI GmbH, seinerzeit firmierend als juwi Energieprojekte GmbH, die Genehmigung zur
Errichtung und zum Betrieb von 12 WEA vom Typ Nordex N117-2400 mit einer Nabenhöhe
von 141 m erhalten. Mit Fristverlängerungsbescheid vom 26.01.2022 wurde die erteilte
Genehmigung bis zum 11.04.2024 verlängert.
Mit Genehmigung des gegenständlichen Antrages soll die bereits vorliegende
Genehmigung  zurückgegeben werden. Eine parallele Umsetzung soll nicht erfolgen.
Es ist vorgesehen, die bereits genehmigten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bei
Genehmigung zu übernehmen.

Mit dem Sachlichen Teilregionalplan Windenergienutzung 2027 für die Region Havelland-
Fläming werden Vorranggebiete für die Windenergienutzung als Ziele der Raumordnung
festgelegt. Im aktuell vorliegenden Entwurf des Sachlichen Teilregionalplans
Windenergienutzung 2027 vom 15.06.2023 wurde das Vorranggebiet VRW 16 Reesdorf
festgelegt. Die Standorte der 8 Windkraftanlagen befinden sich innerhalb des
Geltungsbereiches des Vorranggebietes VRW 16 .

Mit Urteil vom 05. Juli 2018 in der Ersten Instanz hat das Oberverwaltungsgericht Berlin-
Brandenburg den Regionalplan Havelland-Fläming 2020  der Regionalen
Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming für unwirksam erklärt (Az.: OVG 2 A 2.16 und
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andere). Nach § 2c des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und
Sanierungsplanung  (RegBkPlG) wurde dadurch die Genehmigung raumbedeutsamer
Windenergieanlagen vorrübergehend unzulässig. Der Deutsche Bundestag hat mit dem
Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land
vom 20. Juli 2022 (BGBl. 1 S. 1353) einen veränderten Rechtsrahmen für den Ausbau der
Windenergienutzung im Bundesgebiet geschaffen.
Aufgrund der veränderten Rechtsgrundlagen kann die Planungssicherung nach § 2c des
Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung (sogenanntes
Windkraftmoratorium) nicht mehr aufrechterhalten werden. Gemäß § 2c Absatz (4)
RegBkPlG ist somit eine Befreiung von der Genehmigungsuntersagung für die beantragten
Standorte zulässig.
Zudem wurde entsprechend § 2 des geänderten Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG
2021) folgendes festgelegt:
Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen Nebenanlagen

liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis
die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die
erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden
Schutzgüterabwägungen eingebracht werden.

Im Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) hat die
Gemeinde Borkheide, vertreten durch den Amtsdirektor des Amtes Brück, im Rahmen der
Behördenbeteiligung die Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 08.12.2023.

Entsprechend des UVP-Berichtes (S. 9) zu den Antragsunterlagen befinden sich die
nächstgelegenen Siedlungsbereiche, konkret Wohnbauflächen nach BauNVO der
Gemeinde Borkheide in einer Entfernung von ca. 1200 m zu den geplanten Anlagen.

In vorangegangenen Genehmigungsverfahren (Anträge auf BImSchG-Genehmigung
Windpark Reesdorfer - Schäper Heide/ Stadt Beelitz OT Reesdorf und Schäpe von 2013,
2015, 2021 und 2023) wurden bereits mit den Beschlüssen Bh-30-340/13, Bh-30-82/15, Bh-
30-172/21 sowie Bh-30-285/23 Stellungnahmen der Gemeinde Borkheide erarbeitet und
abgegeben. Es wird sich im Übrigen auf die vorgenannten Stellungnahmen bezogen. Die
verwendeten Daten wurden aktualisiert.

Aufgrund des Umfangs und der Schonung von Ressourcen wird auf den Versand der
vollständigen Antragsunterlagen verzichtet.
Die Unterlagen zum Antrag werden den Gemeindevertretern vorab über eine Cloud-
Anwendung (Anbieter: Telekom) zur Verfügung gestellt. 


